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2015/453

Kanton Basel-Landschaft Regierungsrat

Vorlage an den Landrat

Bericht Gber die Einhaltung der kantonalen Leistungsvereinbarung tber den Vollzug der
Gesetzgebung betreffend Schwarzarbeit im Baugewerbe durch die Zentrale Arbeitsmarkt-
Kontrolle, ZAK und Uber die wirksame Verwendung der eingesetzten Mittel im Berichtsjahr
2014

vom 22. Dezember 2015

Grundlage

Das kantonale Gesetz Uber die Bekdmpfung der Schwarzarbeit (GSA; SGS 814) delegiert die
Durchfiihrung von Schwarzarbeitskontrollen im Bauhaupt- und Baunebengewerbe ab 2014 von
Gesetzes wegen an die Zentrale Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK und verpflichtet den Regierungsrat,
eine entsprechende Leistungsvereinbarung abzuschliessen. Eine solche ist fir die Periode 2014-
2016 in der Folge neu abgeschlossen worden.

Die ZAK nimmt somit im Bereich der Schwarzarbeitsbekampfung im Bauhaupt- und Baunebenge-
werbe spatestens seit 2014 mit Inkrafttreten des GSA und der Leistungsvereinbarung eine 6ffent-
lich-rechtliche Aufgabe wahr, weshalb sie als funktionale Verwaltungsbehérde zu qualifizieren ist
und damit einhergehend den allgemeinen Aufsichtsmechanismen der kantonalen Aufsichtsbehor-
den (Regierungsrat, Landrat) untersteht.

Nach 8 12 Abs. 4 GSA hat der Regierungsrat ,uber die Einhaltung der Leistungsvereinbarung und
Uber die wirksame Verwendung der eingesetzten Mittel* zu wachen und dariiber dem Landrat j&hr-
lich Bericht zu erstatten. Der Regierungsrat kommt dieser Pflicht mittels der vorliegenden Land-
ratsvorlage nach.

A. Einleitung
1. Dualer Vollzugsmechanismus im Kanton Basel-Landschaft

1.1. Ausgangslage

Bereits im Jahre 2009 herrschte im Kanton Basel-Landschaft das politische Einvernehmen vor,
Schwarzarbeitskontrollen in der Risikobranche Bauhaupt- und Baunebengewerbe an einen in die-
ser Branche spezialisierten Dritten, ndmlich an den privaten Verein ,Zentrale Arbeitsmarktkontrolle,
ZAK" zu delegieren. Folge davon ist, dass seit 2010 zwei Kontrollorgane die Schwarzarbeit im
Kanton Basel-Landschaft bekampfen: die ZAK im Baugewerbe und das Kantonale Amt fir Indust-
rie, Gewerbe und Arbeit (KIGA Baselland) in allen anderen Branchen.

Die ndhere Umschreibung der delegierten Kontrolltatigkeiten und der damit an die ZAK zu entrich-
tenden Vergitung erfolgte stets mittels einer Leistungsvereinbarung.



1.2. Leistungsvereinbarung 2010

Mit Dringlichkeitsbeschluss vom 24. November 2009 beschloss der Regierungsrat den Abschluss
einer auf das Jahr 2010 befristeten Vereinbarung mit der ZAK. Diese Vereinbarung wurde am
21. Dezember 2009 unterzeichnet und sah eine Pauschalvergttung von CHF 380°000 vor.

1.3. Leistungsvereinbarung 2011-2013

Die Vorlage Uber die Verlangerung der Leistungsvereinbarung bis zum 31. Dezember 2013 Uber-
wies der Regierungsrat dem Landrat am 28. April 2010. Mit Beschluss vom 10. Juni 2010 geneh-
migte der Landrat die Vorlage und die damit einhergehende jahrliche Pauschalvergitung von CHF
380000 an die ZAK.

Bevor die leistungsvertraglich vorgesehene Wirkungskontrolle durchgefiihrt werden konnte, verab-
schiedete der Landrat als Folge der parlamentarischen Initiative 2013/51 am 12. Dezember 2013
ein neues ,Gesetz Uber die Bekampfung der Schwarzarbeit (GSA)*, welches den Regierungsrat
nicht bloss ermachtigte, sondern zwingend verpflichtete, Schwarzarbeitskontrollen im Baugewerbe
an die ZAK zu delegieren. Nach unbenutztem Ablauf der Referendumstrist trat das neue GSA am
14. Februar 2014 in Kraft.

1.4. Leistungsvereinbarung 2014-2016

Mit der Inkraftsetzung des GSA per 14. Februar 2014 hat die bereits seit 2010 bestehende Auf-
splittung der Vollzugzustandigkeiten in 8 12 ihren Niederschlag auf gesetzlicher Stufe gefunden.
Zwar wird die ZAK in 8 12 — im Unterschied zur Vernehmlassungsfassung — nicht mehr explizit
genannt, doch sind die Kriterien derart spezifisch definiert, dass nur die ZAK als Leistungsver-
tragspartner in Frage kommt.

In Vollzug des in 8 12 GSA stipulierten gesetzlichen Auftrags (Delegation der Kontrolltatigkeit im
Baugewerbe) beschloss der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft am 27. Januar 2015
(RRB Nr. 0145) die Unterzeichnung einer Leistungsvereinbarung mit der ZAK. Am 2. Marz 2015
wurde die Leistungsvereinbarung beidseitig unterzeichnet mit der Laufzeit 2014-2016. Die Leis-
tungsvereinbarung trat rickwirkend auf den 1. Januar 2014 in Kraft (vgl. Leistungsvereinbarung
ZAK 2014-2016 in der Beilage).



1.5. Ubersicht Leistungsvereinbarungen 2010-2016

Die mittels Leistungsvereinbarung geregelten Vorgaben und Pauschalvergitungen an die ZAK
lauten wie folgt:

Jahr Stellenprozente Kontrollziel Vergutung

p, Leistungs- | 5514 300 keines CHF 380°000
vereinbarung pauschal

Leistungs- 2011- , CHF 380'000

2. vereinbarung | 2013 300 keines pauschal/Jahr
i 300 Kontrollen, )

3. Lelst_ungs- 2014- mind. 300 wovon mindestens 200 CHF 650000

vereinbarung | 2016 . pauschal/Jahr

Betriebskontrollen

Die Erhohung der Vergitung in der Leistungsvereinbarung 2014-2016 um CHF 270000 pau-
schal/Jahr gegeniber den Vorjahren grindet darin, dass der Gesetzgeber des GSA mit der ge-
setzlich vorgeschriebenen Vollzugsdelegation an die ZAK einen grésseren Wirkungsgrad bei der
Bekampfung der Schwarzarbeit im Baugewerbe verfolgt (vgl. Ziff. 4.3 der Vorlage an den Landrat
Nr. 2013/438 vom 28. November 2013 ,Gesetz Uber den Vollzug des Bundesgesetzes gegen die
Schwarzarbeit sowie die Einsetzung der tripartiten Kommission (Ersatz des geltenden Gesetzes
Uber die Bekampfung der Schwarzarbeit, GSA)"). In Umsetzung dessen hat die ZAK einen ent-
sprechenden Business-Plan vorgelegt.

2. Hintergrundinformationen zur Zentralen Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK

Bei der ZAK handelt es sich um einen von den Dachverbanden der Baselbieter Sozialpartner des
Baugewerbes gegriindeten und am 1. Februar 2007 im Handelsregister eingetragenen privatrecht-
lichen Verein mit Sitz in Liestal (Grammetstrasse 16, 4410 Liestal).

Die ZAK hat eine geschlossene Anzahl von acht Mitgliedern, welche allesamt im Vorstand der ZAK
vertreten sind. Die Wirtschaftskammer Baselland als Dachverband der Arbeitgeber- und der Ge-
werkschaftsbund Baselland als Dachverband der Arbeitnehmerverbé&nde der Baselbieter Bauwirt-
schaft bestimmen je vier Personen als Mitglieder der ZAK.

Die ZAK verfugt weder Uber eigenes Personal noch Uber eine eigene Infrastruktur. Die ZAK kauft
diese Ressourcen vielmehr bei der AMS Arbeitsmarkt-Services AG ein. Zum Zwecke dessen be-
steht zwischen der ZAK und der AMS Arbeitsmarkt-Services AG ein Leistungsvertrag. Es ist auch
die AMS Arbeitsmarkt-Services AG, welche Uber die erwdhnte Leistungsvereinbarung die Ge-
schaftsstelle der ZAK fihrt.

Das Aktienkapital der AMS Arbeitsmarkt-Services AG befindet sich zu 100 % im Besitz der Ge-
werblichen Familienausgleichskasse GEFAK, eine Institution der Wirtschaftskammer Baselland.
Die AMS Arbeitsmarkt-Services AG wurde am 13. September 2012 im Handelsregister eingetra-
gen. Vor diesem Zeitpunkt war die heutige AMS Arbeitsmarkt-Services AG eine Organisationsein-
heit ohne Rechtspersonlichkeit bzw. eine Abteilung der Familienausgleichskasse GEFAK.

3. Aufgaben des Regierungsrates

Nach 8§ 12 Abs. 4 GSA hat der Regierungsrat ,uber die Einhaltung der Leistungsvereinbarung und
Uber die wirksame Verwendung der eingesetzten Mittel“ zu wachen und dariiber dem Landrat jéhr-
lich Bericht zu erstatten.



Die Pflicht des Regierungsrats, Uber die Einhaltung der Leistungsvereinbarung zu wachen, erfahrt
ihre Prazisierung in folgenden Rechtserlassen:

§ 76 Abs. 2 Kantonsverfassung (KV; SGS 100):
Er [d.h. der Regierungsrat] sorgt fur eine zweckmassige und wirksame Verwaltungstatigkeit und
bestimmt im Rahmen von Verfassung und Gesetz die zweckmassige Organisation.

§ 80 Abs. 4 KV:
Der Rechtsschutz der Birger und die Aufsicht durch Landrat und Regierungsrat missen in je-
dem Fall sichergestellt sein.

§ 4 Abs. 1 Verwaltungsorganisationsgesetz (SGS 140):
Der Regierungsrat stellt die rechtmassige, zweckmassige und leistungsfahige Tatigkeit der ge-
samten kantonalen Verwaltung sicher.

Die Pflicht des Regierungsrats, tber die wirksame Verwendung der eingesetzten (staatlichen) Mit-
tel zu wachen, erfahrt ihre Prézisierung sodann in folgenden Rechtserlassen:

§ 129 Abs. 1 KV:
Der Finanzhaushalt ist sparsam, wirtschaftlich und konjunkturgerecht zu fuhren. [...]

§ 2 Abs. 1 Finanzhaushaltgesetz (SGS 310):

Die Haushaltfihrung richtet sich nach den Grundsatzen der Gesetzmassigkeit, des Haushalt-
gleichgewichtes, der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Dringlichkeit der Aufgaben. Die
Haushaltfihrung begrenzt die Hohe der Schulden im Hinblick auf eine tragbare Zinsbelastung.

8 4 Abs. 1 Finanzhaushaltgesetz:
Ausgabenbedurfnisse sind auf ihre Notwendigkeit und Tragbarkeit zu prifen. [...]

8 4 Abs. 2 Finanzhaushaltgesetz:
Fur jedes Vorhaben ist die wirtschaftlich guinstigste Lésung zu suchen.

Damit der Regierungsrat seine Aufgaben im Sinne von § 12 Abs. 4 GSA erfiilllen kann, bedarf es
notwendigerweise eines schriftlichen Berichts des Vertragspartners ZAK, welcher sich zur Einhal-
tung der Leistungsvereinbarung und zur wirksamen Verwendung der eingesetzten Mittel dussert.

Aus diesem Grunde hat der Regierungsrat in der Leistungsvereinbarung ZAK 2014-2016 in
Ziff. 5.2 die Pflicht der ZAK stipuliert, auf Ende des Quartals des Folgejahres in schriftlicher Form
an den Regierungsrat zu Handen des Landrats Uber ihre Tatigkeit im Vorjahr zu berichten.

4. Berichtsthemen

Zur Beurteilung, ob die ZAK die Leistungsvereinbarung fir das Berichtsjahr 2014 eingehalten hat
und ob die staatlichen Gelder wirksam eingesetzt worden sind, bedarf es der Prifung, ob bzw. in
welchem Rahmen die ZAK ihren sich aus dem Gesetz und der Leistungsvereinbarung ergebenden
Anforderungen nachgelebt hat.

Der vorliegende Bericht des Regierungsrats hat demnach zwei wesentliche Prifthemen zum Ge-
genstand:

= die Einhaltung der Leistungsvereinbarung 2014-2016 mit der ZAK im Berichtsjahr 2014
(siehe unten Abschnitt B);

= die wirksame Verwendung der eingesetzten staatlichen Mittel (siehe unten Abschnitt C).



B. Zur Einhaltung der Leistungsvereinbarung ZAK (Berichtsjahr 2014)

1. Quantitative Kontrollziele

1.1. Ausgangslage

Aus Ziff. 3.3 der Leistungsvereinbarung 2014-2016 ergibt sich die Zielvorgabe, dass die ZAK jahr-
lich 300 Kontrollen durchzufiihren hat, wovon mindestens 200 Betriebskontrollen sein mussen.
Bereits im Jahre 2011 wurde mit der ZAK vereinbarlich geklart, dass fur die Berichterstattung ZAK,
analog der Berichterstattung des KIGA Baselland gegentber dem Staatssekretariat fir Wirtschaft
(SECO), die Anzahl der jahrlich abgeschlossenen Falle massgebend ist (protokollarisch festgehal-
ten). Dabei ist die Zahl der 200 abgeschlossenen Betriebskontrollen als Hauptindikator zu sehen.

Von den quantitativen Kontrollzielen kann ausnahmsweise in begrindeten Fallen bis maximal 20%
nach unten abgewichen werden (vgl. Ziff. 3.3.3 Leistungsvereinbarung ZAK 2014-2016).

1.2. Analyse

1.2.1. Anzahl Kontrollen im Allgemeinen

Geschaftsbericht
ZAK, Ziff. 4.3
S. 11

Anmerkung:

Im Jahr 2014 hat die ZAK insgesamt 418 Betriebs- und Personenkontrollen
durchgefuhrt und konnte somit die quantitative Gesamtvorgabe von mindes-
tens 300 Kontrollen gemass Leistungsvereinbarung vom 2. Marz 2015 dber-
treffen.

Hingegen nicht erfullen konnte die ZAK die Vorgaben bezlglich durchzufih-
render Betriebskontrollen. Anstatt der vorgegebenen Anzahl von mindestens
200 Betriebskontrollen (der 300 durchgefiihrten Kontrollen) konnte sie im
Jahr 2014 nur 128 Betriebskontrollen durchfuhren.

Die ZAK hat im Jahr 2014 insgesamt 189 Betriebs- und Personenkontrollen
abgeschlossen.

Massgebend sind die abgeschlossenen Betriebs- und Personenkontrollen.
Fur die Beurteilung sind somit die angefiihrten 418 durchgefihrten Kontrollen
nicht relevant, sondern es sind diejenigen, die nicht zu einer abgeschlosse-
nen Kontrolle gefuihrt haben, in Abzug zu bringen. Von den angefiihrten 189
abgeschlossenen Kontrollen sind, gestitzt auf die vom KIGA Baselland
durchgefuhrte Verifizierungskontrolle vor Ort, deren 181 als solche anerkenn-
bar.

Die ZAK hat damit das Kontrollziel von 300 bzw. 240 (im begrindeten Aus-
nahmefall) abgeschlossenen Betriebs- und Personenkontrollen insgesamt nur
zu 60.3 % resp. 75.4 % erreicht.

1.2.2. Betriebskontrollen

Geschéftsbericht
ZAK, Ziff. 4.4
S. 13

Anmerkung:

[...] Im Rahmen dieser Betriebskontrollen hat die ZAK im Jahr 2014 insge-
samt 128 Betriebskontrollen durchgefiihrt und 42 Betriebskontrollen abge-
schlossen. [...]

Zu den von der ZAK angefiihrten 128 durchgefiihrten und 42 abgeschlosse-
nen Betriebskontrollen ist anzumerken, dass diese Zahlen nicht nur
Schwarzarbeitsbetriebskontrollen betreffen, sondern hier auch Observationen
ohne Durchfiihrung von eigentlichen Betriebskontrollen mitenthalten sind.



Dies ergibt sich einerseits aus der Berichterstattung der ZAK anléasslich der
44. Sitzung der Tripartiten Kommission Flankierende Massnahmen des Kan-
tons Basel-Landschaft vom 11. Februar 2015 und andererseits aus der vom
KIGA Baselland am 12./13. November 2015 in den Raumlichkeiten der ZAK
je halbtags durchgefuihrten Verifizierungskontrolle.

Gestiltzt auf die Erlauterungen des SECO zum Berichterstattungsformular
BGSA' 2014 sind Observationen keine Betriebskontrollen und namentlich
keine abgeschlossenen Betriebskontrollen.

Gestutzt auf die vom KIGA Baselland durchgefiihrte Verifizierungskontrolle
vor Ort werden von den deklarierten 42 abgeschlossenen Betriebskontrollen
deren 39 als solche anerkannt.

Die ZAK hat mit ihren 39 abgeschlossenen Betriebskontrollen 2014 das vor-
gegebene Kontrollziel von 200 bzw. 160 (im begrindeten Ausnahmefall) ab-
geschlossenen Betriebskontrollen somit deutlich verfehlt. Der Erfillungsgrad
betragt lediglich 19.5 % resp. 24.4 %.

1.2.3. Personenkontrollen

Geschéftsbericht
ZAK, Ziff. 4.5
S. 14 1.

Anmerkung:

[...] Im Rahmen der Personenkontrollen hat die ZAK im Jahr 2014 insgesamt
290 Personenkontrollen durchgefiinrt und 147 Personenkontrollen abge-
schlossen. [...]

Zu den von der ZAK angefuhrten 290 durchgefiihrten und 147 abgeschlosse-
nen Personenkontrollen ist anzumerken, dass diese Zahlen nicht nur
Schwarzarbeitspersonenkontrollen betreffen, sondern hier auch Observatio-
nen ohne Durchfuhrung von eigentlichen Personenkontrollen mitenthalten
sind.

Dies ergibt sich einerseits aus der Berichterstattung der ZAK anlasslich der
44, Sitzung der Tripartiten Kommission Flankierende Massnahmen des Kan-
tons Basel-Landschaft vom 11. Februar 2015 und andererseits aus der vom
KIGA Baselland am 12./13. November 2015 in den Raumlichkeiten der ZAK
je halbtags durchgefuihrten Verifizierungskontrolle.

Gestiltzt auf die Erlauterungen des SECO zum Berichterstattungsformular
BGSA 2014 sind Observationen keine Personenkontrollen, geschweige denn
abgeschlossene Personenkontrollen.

Gestutzt auf die vom KIGA Baselland durchgefiihrte Verifizierungskontrolle
vor Ort werden von den deklarierten 147 abgeschlossenen Personenkontrol-
len deren 142 als solche anerkannt.

! Bundesgesetz vom 17. Juni 2005 iiber Massnahmen zur Bekampfung der Schwarzarbeit (SR 822.41)



1.3. Argumente der ZAK zu den tiefen Kontrollzahlen

Die ZAK erklart ihre tiefen Kontrollzahlen einerseits mit nicht zielfUhrenden Leistungsvorgaben der
Leistungsvereinbarung 2014-2016 und andererseits mit dem aufgrund der Inkraftsetzung des GSA
erforderlichen Initialisierungsaufwand, bestehend aus:

= dem Aufwand zur Definition und Implementierung neuer Arbeitsablaufe;

= dem Aufwand zur Definition und Implementierung eines Schnittstellenkonzepts KIGA Ba-
selland — ZAK;

= dem Aufwand zur Durchfihrung von neuen Weiterbildungsveranstaltungen.

1.3.1. Nicht zielfuhrende Leistungsvorgaben der Leistungsvereinbarung 2014-2016

Geschaftsbericht
ZAK, Ziff. 4.6
S. 15f.

Anmerkung:

Das erste Jahr nach Inkrafttreten der neuen gesetzlichen Bestimmungen hat
gezeigt, dass die Zielsetzung von 300 durchgefiihrten Kontrollen und davon
mindestens 200 durchgefihrten Betriebskontrollen fur die Schwarzarbeitsbe-
kampfung nicht zielflhrend ist.

Geht man von Betrieben aus, welche in der Regel durchschnittlich drei Per-
sonen auf einer Baustelle einsetzen und das Kontrollorgan vor Ort drei Per-
sonenkontrollen pro Betrieb durchfiihrt, resultiert daraus ein Ubergewicht an
Personenkontrollen. [...] Um dieser Diskrepanz entgegenzuwirken, musste
das Kontrollorgan gezielt weniger Personen und dafir vermehrt Betriebe kon-
trollieren. Da die Erfahrung aber gezeigt hat, dass das Kontrollieren von meh-
reren Personen eines Betriebes sinnvoll ist [...], sind die jetzigen Vorgaben
nicht zielfuhrend fur den Leistungsauftrag und gehen zu Lasten der Qualitat.

[...]

Massgebend ist erstens nicht, wieviele Kontrollen durchgefiihrt worden sind,
sondern wieviele davon als abgeschlossen gelten kbnnen.

Ausgehend vom Grundanliegen des Regierungsrates, dass 200 abgeschlos-
sene Betriebskontrollen erbracht werden sollen, ist zweitens diese Argumen-
tation nicht nachvollziehbar, hat doch die ZAK im Jahre 2012 252 und im Jah-
re 2013 170 abgeschlossene Betriebskontrollen ausgewiesen. Wenn aus der
Argumentation der ZAK, dass pro Betriebskontrolle durchschnittlich 3 Perso-
nenkontrollen anfallen, eine Schlussfolgerung zu ziehen ist, dann diejenige,
dass die gesamthaft abzuschliessenden Kontrollen deutlich héher zu verein-
baren waren.

1.3.2. Aufwand zur Definition und Implementierung neuer Arbeitsablaufe

Geschéftsbericht
ZAK, Ziff. 2S.5

Anmerkung:

[...] Wéhrend auf der Basis der vorgangigen Gesetzgebung lediglich Arbeits-
ablaufe zwischen der ZAK und dem KIGA bestanden, wurden diese infolge
der neuen Gesetzgebung auf samtliche involvierten Spezialbehdrden (Sozial-
versicherungen, Unfallversicherung, Steuerverwaltung, Amt fur Migration
usw.) erweitert. [...] Gegentiber den Vorjahren fielen bei der ZAK somit neu
umfangreichere administrative und juristische Arbeiten an, da sie auf der Ba-
sis der neuen gesetzlichen Bestimmungen nun direkt mit allen infrage kom-
menden Spezialbehdrden zusammenarbeitet. [...]

Die ZAK flhrt seit dem Jahre 2010 im Auftrag des Kantons Schwarzarbeits-
kontrollen im Baugewerbe durch und hat bei Verdachtsfallen schon vor 2014



in den meisten Bereichen mit den Spezialbehtérden direkt zusammen gear-
beitet (AHV, berufliche Vorsorge, Unfallversicherung, Quellensteuer, Mehr-
wertsteuer, Sozialhilfe).

Der durch das Inkrafttreten des GSA per 14. Februar 2014 effektiv neu be-
wirkte Mehraufwand beschrankt sich auf die Weiterleitung von Verdachtsfal-
len an die Spezialbehdrden in den folgenden Bereichen: Invalidenversiche-
rung, Arbeitslosenversicherung und Auslanderrecht.

1.3.3. Aufwand zur Definition und Implementierung eines Schnittstellenkonzepts
KIGA Baselland — ZAK

Geschéftsbericht  [...] Im Zusammenhang mit der Erarbeitung und Implementierung der mit der

ZAK, Ziff. 2S.5 neuen Gesetzgebung neu definierten Aufgabenkreise, Zustandigkeiten und
Verantwortungen galt es — wie fur alle anderen involvierten Stellen auch —
parallel zur operativen Kontrolltatigkeit einen ausserordentlichen Zeitaufwand
zu bewadltigen. Einerseits war eine neue Ablauforganisation zu erarbeiten und
zu implementieren. Andererseits galt es, neue Schnittstellen zwischen allen
Beteiligten zu definieren und die gegenseitigen Informations- und Ablaufpro-
zesse festzulegen und zu institutionalisieren.

Anmerkung: Gemass Wahrnehmung des in diesem Geschaft federfihrenden KIGA Basel-
land hielt sich der mit der Definition eines Schnittstellenkonzepts KIGA Basel-
land — ZAK verbundene Aufwand in engen Grenzen, zumal im Jahre 2014
der Aufwand hauptséachlich im Monat Dezember anfiel.

1.3.4. Aufwand zur Durchfiihrung von neuen Weiterbildungsveranstaltungen

Geschéftsbericht  [...] Folglich wurden auch fachspezifische Schulungen der Kontrolleure fir die
ZAK, Ziff. 2S.5  gesetzeskonforme Abwicklung erforderlich. [...]

Anmerkung: Die am 2. Oktober und 5. Dezember 2014 stattgefundenen Schulungen der
Schwarzarbeitsinspektoren des KIGA Baselland und der Schwarzarbeits-
Kontrolleure der ZAK wurden durch das KIGA Baselland organisiert. Allfalli-
ger weiterer Aufwand fur ZAK-interne Schulungen ist nicht dokumentiert.

1.4. Fazit

Die ZAK hat die leistungsvertragliche Kontrollvorgabe von 300 abgeschlossenen Kontrollen insge-
samt nicht erfullt und insbesondere die fir den Regierungsrat wesentliche Vorgabe von 200 Be-
triebskontrollen mit 39 anrechenbaren abgeschlossenen Betriebskontrollen deutlich verfehlt. Auch
unter der Berlcksichtigung des von Seiten ZAK erwahnten Initialaufwands mit entsprechendem
zusatzlichen Ressourcenbedarf rechtfertigen die dargelegten Argumente der ZAK keine grossere
Abweichung von den Kontrollzielen als die in der Leistungsvereinbarung dafir im Ausnahmefall
vorgesehene Reduktion von 20 %.



2. Qualitative Kontrollziele
Aus Ziff. 3.3.2 der Leistungsvereinbarung 2014-2016 ergibt sich die Anforderung an die ZAK, in
gualitativer Hinsicht die Kontrollintensitat und die Kontrolltatigkeit darauf auszurichten, dass
= Einnahmenausfélle beim Staat und den Sozialversicherungen minimiert werden;
= Kkeine Beeintrachtigung der Leistungsanspriiche von Versicherten stattfindet;
= die Bekampfung der Schwarzarbeit flachendeckend und auch zielgerichtet in jenen Zeit-
fenstern erfolgt, in welchen sie hauptséachlich anfallt;
* im Rahmen von sog. Schwerpunktprifungen in speziell betroffenen Branchen und Gebie-
ten wirkungsvolle praventive Akzente gesetzt werden.

Die ZAK aussert sich in ihrem Geschéftsbericht nicht naher zu diesen qualitativen Kontrollzielen.

3. Berichterstattung

3.1. Berichterstattung an die TPK

Aus Ziff. 5.1 der Leistungsvereinbarung 2014-2016 ergibt sich die Anforderung an die ZAK, regel-
massig summarisch tber ihre Tatigkeit gegenlber der Tripartiten Kommission Flankierende Mass-
nahmen des Kantons Basel-Landschaft (TPK) zu berichten.

Anlasslich der TPK-Sitzung vom 11. Februar 2015 prasentierte die ZAK ihre Kennzahlen betref-
fend ihre Kontrolltatigkeit im Jahr 2014: 128 Betriebskontrollen ,inkl. Observation u.a.“ und 290
Personenkontrollen ,inkl. Observation u.d.“. Da die ZAK-Berichterstattung bzw. ihre statistische
Erfassungsmethodik damals indes nicht den SECO-Vorgaben entsprach, wurde der TPK-Be-
schluss gefasst, die ZAK habe bis zur darauffolgenden Sitzung vom 20. Mai 2015 die Kennzahlen
neu aufzubereiten, und zwar unter Aussparung der ,Observationen u.d.“. An der Sitzung vom
20. Mai 2015 prasentierte die ZAK in der Folge die abgeschlossenen Kontrollen (42 abgeschlos-
sene Betriebskontrollen und 147 abgeschlossene Personenkontrollen).

3.2. Berichterstattung an das SECO
Ziff. 5.3 der Leistungsvereinbarung 2014-2016 bestimmt Folgendes:

Die ZAK bringt die vom SECO verlangte periodische schriftliche Berichterstattung in ihrem Zu-
standigkeitsbereich termingerecht, d.h. bis Mitte Januar des Folgejahres, bei. Die Berichterstat-
tung erfolgt gemass den ,Erlauterungen zum Berichterstattungsformular BGSA" des SECO.

Das Berichterstattungsformular 2014 zuhanden des SECO wurde durch die ZAK am 15. Januar
2015 dem KIGA Baselland und damit fristgerecht eingereicht.

3.3. Berichterstattung an den Regierungsrat

In Ziff. 5.3 der Leistungsvereinbarung 2014-2016 ist die Pflicht der ZAK zur Berichterstattung an
den Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft festgelegt:

Die ZAK berichtet einmal jahrlich auf Ende des ersten Quartals des Folgejahres in schriftlicher
Form an den Regierungsrat zu Handen des Landrates Uber ihre Téatigkeit. Dieser Bericht um-
fasst einerseits den summarischen Bericht an die TPK sowie eine Kopie der revidierten Jahres-
rechnung (Bilanz und Erfolgsrechnung).

Die ZAK informiert die Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion laufend Uber Rechtsstreitig-
keiten und Gerichtsurteile, welche das Handeln der ZAK als mandatiertes Kontrollorgan zum
Gegenstand haben.

Gestltzt auf die Leistungsvereinbarung 2014-2016 hatte die ZAK den Geschaftsbericht 2014 spé-
testens am 31. Marz 2015 einreichen mussen. Auf Gesuch hin wurde ihr jedoch die Frist erstmalig
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bis zum 31. August 2015 und letztmalig bis zum 7. September 2015 erstreckt. Eingereicht wurde
der Geschaftsbericht am 8. September 2015.

Die im Geschéftsbericht 2014 der ZAK erwahnten Kennzahlen betreffend die abgeschlossenen
Betriebs- und Personenkontrollen entsprechen der am 20. Mai 2015 erfolgten Berichterstattung
gegeniber der TPK.

Der Geschéftsbericht der ZAK enthalt keine Informationen tber Rechtsstreitigkeiten oder Gerichts-
urteile.

4. Vollzugsdelegation an Drittorganisationen

Die ZAK betreibt ausweislich ihres Geschaftsberichts eine ,externe Informations- und Anlaufstelle
fur Arbeitnehmende”, deren Fuhrung sie an den Gewerkschaftsbund Baselland (GBBL) tbertragen
hat (siehe dort, Ziff. 3.2 S. 7). Der Erfolgsrechnung 2014 ist zu entnehmen, dass die ZAK unter
dem Aufwandposten ,Externe Informations-/Anlaufstelle” gegeniiber dem GBBL eine Zahlung in
Hoéhe von CHF 75000 getatigt hat (siehe ,Bericht der Revisionsstelle zur Jahresrechnung 2014",
im Anhang des Geschaftsberichts 2014 der ZAK).

Weder Gesetz noch die Leistungsvereinbarung 2014-2016 raumen der ZAK indes eine Delegati-
onsbefugnis an Dritte ein. Die Erméachtigung, die genannte Informations- und Anlaufstelle durch
den GBBL betreiben zu lassen, hat keine rechtliche Grundlage. Leistungserbringer darf nur die
ZAK selber sein.

5. Nicht abgehandelte Themen

Die ZAK &aussert sich in ihrem Geschaftsbericht nicht zu den folgenden Themen gemass Leis-
tungsvereinbarung: Kombination der Kontrollziele (Ziff. 3.3.3 Leistungsvereinbarung), Kontroll-
schwerpunkte (Ziff. 3.2 Leistungsvereinbarung), Kommunikation (Ziff. 4.1 — 4.2 Leistungsvereinba-
rung).

C. Zur wirksamen Verwendung der eingesetzten Mittel

1. Vorbemerkung

§ 12 Abs. 3 GSA bestimmt, dass die Hohe der in der Leistungsvereinbarung festzusetzenden Ent-
schadigung ,insbesondere den Einsatz von mindestens drei Vollzeitstellen, die raumliche und
technische Infrastruktur sowie die fachliche Aus- und Weiterbildung der mit der Kontrolle betrauten
Personen“ zu bertcksichtigen hat.

Der in 8 12 Abs. 4 GSA enthaltene gesetzliche Auftrag an den Regierungsrat, tber die Einhaltung
der Leistungsvereinbarung und die wirksame Verwendung der eingesetzten Mittel zu wachen,
kann folglich nur wirksam umgesetzt werden, wenn sich dem Geschéftsbericht Angaben zu den
eingesetzten personellen Ressourcen, der verwendeten raumlichen und technischen Infrastruktur
sowie zur Durchfiihrung der fachlichen Aus- und Weiterbildung der Schwarzarbeitskontrolleure der
ZAK entnehmen lassen.

2. Eingesetzte staatliche Mittel

Ziff. 7 der Leistungsvereinbarung schreibt vor, dass die Tatigkeiten der ZAK durch den Kanton ,mit
einer jahrlichen Pauschalvergitung von CHF 650°000 (in Worten: sechshundertfiinfzigtausend
Schweizer Franken) abgegolten [werden]®. Betreffend die Zahlungsmodalitaten wurde vereinbart,
dass die ZAK dem Kanton quartalsweise Rechnung utber einen Betrag von CHF 162500 zu stellen
hat, wobei die Zahlung seitens des Kantons innerhalb von 30 Tagen nach Rechnungsstellung zu
erfolgen hat.
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Der Kanton entrichtete fir das Jahr 2014 vereinbarungsgemass einen Gesamtbetrag von
CHF 650000 an die ZAK.

Dem gegenlber stehen, gestitzt auf die Erfolgsrechnung ZAK 2014, folgende Aufwéande der ZAK
im Berichtsjahr 2014:

Aufwandspositionen CHE
(Zusammenzuge aus der Erfolgsrechnung ZAK 2014)
Aufwand aus Vollzug GSA 393'045.50
- Schwarzarbeitskontrollen 320'945.30
- Sonstiger Aufwand 72'100.20
Aufwand Geschéftsstelle ZAK 120'268.15
Beratungen und Offentlichkeitsarbeit 118660.35
- Offentlichkeitsarbeit / Pravention 43660.35
- Externe Informations- / Anlaufstelle 75'000.00
Finanzaufwand 94.80
Gesamtaufwand 632068.80

Nebst einem Gewinn von iiber CHF 20'000.- weist die Bilanz eine Riickstellung fiir Offentlichkeits-
arbeit / Pravention im Umfang von CHF 40°000.- aus.

Die Verifikation resp. Uberpriifung der bei der AMS Arbeitsmarkt-Services AG angefallenen Lohn-
kosten der ZAK-Kontrolleure durch das KIGA Baselland ergab, dass fallbezogene Kontrolllohnkos-
ten im Umfang von CHF 169‘352.42 und nicht direkt fallbezogene Lohnkosten im Umfang von CHF
145'559.06 angefallen sind. Es ergibt sich daraus ein Verhaltnis von fallbezogenen Kontrolllohn-
kosten (CHF 169°352.42) zu den Restkosten (CHF 632'068.80 minus CHF 169'352.42) von 1: 2,7.

Die wirksame Verwendung der vom Kanton bezahlten Mittel erscheint damit in Frage gestellt.

3. Eingesetzte personelle Ressourcen ZAK

Aus 8§ 12 Abs. 3 f. GSA ergibt sich die Pflicht der ZAK, sich in der Berichterstattung an den Regie-
rungsrat zu den eingesetzten personellen Ressourcen zu aussern. Gesetzlich vorgegeben sind der
Einsatz von mindestens 300 Stellenprozenten (§ 12 Abs. 3 GSA). Angaben hierzu fehlen im Ge-
schéaftsbericht der ZAK.

Im Rahmen der vom KIGA Baselland vorgenommenen Prifung wurden auf Basis von Angaben der
AMS Arbeitsmarkt-Services AG bei der ZAK eingesetzte Brutto-Stellenprozente im Umfang von
254.63 %, resp. Netto-Stellenprozente im Umfang von 293.31 % (Jahresarbeitszeit unter Abzug
von unter anderem Ferien, Feiertagen und Krankheitsabsenzen) ermittelt. Die ZAK hat damit im
Jahre 2014 die gesetzlich vorgegebene Anzahl Stellenprozente (,drei Vollzeitstellen“) knapp reali-
siert.

4. Raumliche und technische Infrastruktur / Fachliche Aus- und Weiterbildung

Aus 8§ 12 Abs. 3 f. GSA ergibt sich die Pflicht der ZAK, sich in der Berichterstattung an den Regie-
rungsrat zu der verwendeten raumlichen und technischen Infrastruktur sowie zur fachlichen Aus-
und Weiterbildung der mit den Schwarzarbeitskontrollen betrauten Personen zu dussern.
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Inhaltliche Angaben hierzu fehlen im Geschéftsbericht der ZAK; der Bereich schlagt sich in der
Erfolgsrechnung insgesamt mit CHF 84‘718.75 nieder (Summe der entsprechenden Positionen
aus der Erfolgsrechnnung im Geschéftsbericht ZAK 2014).

D.

Fazit und finanzielle Konsequenzen

In diversen Punkten lasst die Berichterstattung der ZAK keine direkte Beurteilung der in Gesetz
und Leistungsvereinbarung definierten Auftrdge und Leistungsziele zu. Es kénnen aus den vo-
rausgegangenen Darlegungen jedoch die folgenden wesentlichen Schlussfolgerungen gezogen
werden:

E.

Die Vorgabe von mindestens 300 einzusetzenden Stellenprozenten ist knapp erfillt.

Mit einem Verhéltnis von rund 1 zu 3 zwischen den effektiven Kontrolllohnkosten und dem
Overhead erscheint die wirksame Mittelverwendung in Frage gestellt.

Sowohl beziglich der gesamthaft abzuschliessenden Kontrollen, als insbesondere auch
der spezifisch verlangten Zahl der abzuschliessenden Betriebskontrollen wurden die Ziele
deutlich verfehlt.

Der Regierungsrat geht davon aus, dass entsprechend der Berechnung in der Beilage eine
Ruckforderung von CHF 380‘000.- vorzunehmen ist.

Dieser finanzielle Mittelriickfluss fuhrt zu einer entsprechenden Verbesserung des Finan-
zergebnisses im Profitcenter 2201, diese kdnnte spater allerdings auf Grund mdglicher
Ruckforderungen des SECO auf Grund der ZAK-Lohnkostenuberprifung reduziert oder
aufgehoben werden.

Antrage an den Landrat

Der Regierungsrat beantragt aufgrund seiner Berichterstattung dem Landrat, gemass nachstehen-
dem Entwurf eines Landratsbeschlusses zu beschliessen.

Liestal, 22. Dezember 2015 Im Namen des Regierungsrates

Der Prasident:

Anton Lauber

Der Landschreiber:
Peter Vetter

Beilagen
- Entwurf eines Landratsbeschlusses

- Geschéftsbericht ZAK 2014

- Leistungsvereinbarung 2014-2016 zwischen dem Kanton Basel-Landschaft und der Zentralen
Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK vom 2. Méarz 2015

- Berechnung Beitragskiirzung ZAK 2014
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Entwurf

Landratsbeschluss

betreffend Bericht Gber die Einhaltung der kantonalen Leistungsvereinbarung tber
den Vollzug der Gesetzgebung betreffend Schwarzarbeit im Baugewerbe durch die
Zentrale Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK und lber die wirksame Verwendung der ein-
gesetzten Mittel

vom

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

1. Der Landrat nimmt den Bericht des Regierungsrats zur Kenntnis.

2. Der Landrat nimmt insbesondere zur Kenntnis, dass im Berichtsjahr 2014 die ZAK mit 39 ab-
geschlossenen Betriebskontrollen das wichtigste quantitative Kontrollziel von 200 resp. das
minimale Kontrollziel von 160 abgeschlossenen Betriebskontrollen gemass Leistungsvereinba-
rung ZAK 2014-2016 um rund 75 % unterschritten hat.

3. Der Landrat nimmt zur Kenntnis, dass der Regierungsrat fir das Berichtsjahr 2014 eine Kiir-
zung um CHF 380°000.- beabsichtigt und die ZAK dazu vorgangig angehort wird.

4. Der Landrat |&dt den Regierungsrat ein, die Umsetzung seiner Finanzstrategie-Massnahme
VGD-WOM-3 (Reduktion der jahrlichen Entschadigung an die ZAK auf die Halfte des Betrags
der aktuellen Leistungsvereinbarung) bereits fur das Jahr 2016 umzusetzen und eine entspre-
chende Revision der Leistungsvereinbarung mit der ZAK an die Hand zu nehmen.

Liestal, Im Namen des Landrates

Der Prasident:

Der Landschreiber:
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1. Rickblick des Prasidiums

Das vergangene Jahr 2014 stand fir die ZAK ganz im Zeichen des am 14. Februar 2014 in
Kraft getretenen Gesetzes Uber die Bekdmpfung der Schwarzarbeit (GSA). Das neue
kantonale Gesetz ist auf die Parlamentarische Initiative 2013-151 (pa.lv.) zurtckzufUhren,
die am 16. Mai 2013 von den Landraten Christoph Buser und Daniel Minger sowie zehn
weiteren mitunterzeichnenden Landratsmitgliedern (sémtliche Mitglieder der Volks-

wirtschafts- und Gesundheitskommission, VGK) eingereicht wurde.

Das GSA regelt den Vollzug der Schwarzarbeitskontrollen und die damit verbundenen
Kontrolltatigkeiten. Mit dem neuen Gesetz wurde eine sinnvolle und vor allem praktikable
Gesetzesgrundlage geschaffen, damit die volkswirtschaftsschédigende Schwarzarbeit
wirkungsvoll  bekampft werden kann. Das neue Gesetz priorisiert die
sozialpartnerschaftlichen Regelungen und Institutionen. Es stipuliert die verstarkte
Zusammenarbeits- und Informationspflicht und stattet die Kontrollorgane mit den

notwendigen Ressourcen aus.

Weiter beinhaltet das neue Gesetz eine klare Aufgaben- und Kompetenzregelung. Dies wird
insbesondere dadurch erreicht, dass im Gesetz zwei kantonale Kontrollstellen definiert
werden: Fur das gesamte Baugewerbe (Bauhaupt- und Baunebengewerbe) die «Zentrale
Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK» und fur die Ubrigen Bereiche die beim Kantonalen Amt fur

Industrie, Gewerbe und Arbeit, KIGA angesiedelte «Fachstelle Schwarzarbeit».

Zudem wird die Bereitstellung der notwendigen Ressourcen sichergestellt und das KIGA —
im Sinne eines griffigen Instruments zur Bekdmpfung von Schwarzarbeit — dazu legitimiert,
den Fehlbaren, beim Nachweis von Schwarzarbeit, eine Busse sowie eine Gebulhr
aufzuerlegen. Sowohl das Kontrollorgan des KIGA (Fachstelle Schwarzarbeit) wie auch das
Kontrollorgan des Baugewerbes (ZAK) sollen klnftig bei Schwarzarbeitsverdacht in eigener
Verantwortung selbstandig direkt diejenigen Behdrden mit ihren Kontrollberichten bedienen,
die fur die Verfolgung der Verstésse sachlich zusténdig sind (Alters- und
Hinterlassenenversicherung, Familienausgleichskasse, Schweizerische Unfallversicherungs-

anstalt, Arbeitslosenversicherung, Steuerbehdérde, Migrationsbehérde etc.).

Umgekehrt sollen diese Behdrden die Kontrollorgane zeitnah Uber die Ergebnisse ihrer vom
Bundesgesetzgeber vorgeschriebenen Pflichten im Rahmen der Schwarzarbeitsbekampfung

in Kenntnis setzen. Indem die Kontrollorgane ihrerseits umgehend die Fachstelle

3
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Schwarzarbeit Uber die entsprechenden Rlckmeldungen informieren, wird sichergestellt,
dass das KIGA Uber alle nétigen Unterlagen verfligt, um seiner hoheitlichen Funktion mit
Bussenverfagung, Geblhren, Sanktionen im &ffentlichen Beschaffungsbereich, etc. gerecht

ZU werden.

Die Kontrollorganisation ZAK konnte ihre Tatigkeit im Jahr 2014 erfreulicherweise auf einer
verstarkten Basis weiterentwickeln: Zuerst verabschiedete der Landrat einstimmig das neue
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz (GSA). Im Anschluss daran Ubertrug der Kanton bzw.
Regierungsrat die Kontrolltatigkeit im Baugewerbe in einem Leistungsauftrag an die ZAK. In
der Folge hat die ZAK in enger Zusammenarbeit mit dem KIGA ein Schnittstellenkonzept
sowie Vorlagen flr eine optimale Zusammenarbeit ausgearbeitet. Die ZAK blickt damit
zufrieden auf ein erfolgreiches Jahr 2014 zurlick und freut sich auf die wachsende

Zusammenarbeit mit dem KIGA.

Hans Rudolf Gysin Daniel Miinger
e. Nationalrat, Prasident e. Landrat, Vizepréasident
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2. Gesetzliche Ausgangslage

Das «Gesetz Uber die Bekdmpfung der Schwarzarbeit (GSA)» trat per 14. Februar 2014 in
Kraft und beinhaltet gegenlber der vorherigen Gesetzgebung zahlreiche Neuerungen. Die
entsprechende «Verordnung Uber die Bekdmpfung der Schwarzarbeit (VSA)» wurde am
27. Januar 2015 beschlossen und riickwirkend per 1. Januar 2015 in Kraft gesetzt.

Wéhrend auf Basis der vorgangigen Gesetzgebung lediglich Arbeitsabldufe zwischen der
ZAK und dem KIGA als kantonale Fachstelle bestanden, wurden diese infolge der neuen
Gesetzgebung auf samtliche involvierten Spezialbehdrden (Sozialversicherungen,
Unfallversicherung, Steuerverwaltung, Amt fir Migration usw.) erweitert. Mit der Erarbeitung
und Implementierung verbunden waren sodann auch verschiedene Schulungen der
Verantwortlichen, um eine effiziente und effektive und vor allem auch gesetzeskonforme

Abwicklung der erweiterten Téatigkeiten im neu definierten Umfeld gewahrleisten zu kénnen.

Im Zusammenhang mit der Erarbeitung und Implementierung der mit der neuen
Gesetzgebung neu definierten Aufgabenkreise, Zustandigkeiten und Verantwortungen galt
es — wie fur alle anderen involvierten Stellen auch — parallel zur operativen Kontrolitatigkeit
einen ausserordentlichen Zusatzaufwand zu bewadltigen. Einerseits war eine neue
Ablauforganisation zu erarbeiten und zu implementieren. Andererseits galt es, neue
Schnittstellen zwischen allen Beteiligten zu definieren und die gegenseitigen Informations-
und Ablaufprozesse festzulegen und zu institutionalisieren. Folglich wurden auch
fachspezifische Schulungen der Kontrolleure fir die gesetzeskonforme Abwicklung
erforderlich.

Gegenuber den Vorjahren fielen bei der ZAK somit neu umfangreichere administrative und
juristische Arbeiten an, da sie auf der Basis der neuen gesetzlichen Bestimmungen nun
direkt mit allen infrage kommenden Spezialbehérden zusammenarbeitet. Dies erhéht zwar
den zeitlichen Fortschritt in der Gesamtheit der Abwicklung des einzelnen Falles,
beeintrachtigt aber das zur Verfigung stehende Zeitvolumen fur Betriebs- und

Personenkontrollen, insbesondere auch auf Baustellen.
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3. Ubersicht liber die ZAK

3.1. Aufbau und Organisation

Die Zentrale Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK wurde am 1. Februar 2007 gegriindet und unter der
Firmennummer CHE-113.412.016 im Handelsregister eingetragen. Sie besteht in der
Rechtsform eines Vereins geméass den Bestimmungen von Art. 60 ff. ZGB und hat ihren Sitz
und ihre Geschéftsstelle in Liestal. Trager des Vereins sind die Sozialpartner des Baselbieter

Baugewerbes.

Die Mitgliederversammlung setzt sich namentlich parittisch aus jeweils vier Arbeitnehmer-

und vier Arbeitgeber-Vertretern zusammen.

Arbeitnehmervertreter:

- e. Landrat Daniel Minger, Vertreter Arbeitnehmerverbénde, Vizeprasident;
- e. Landrat Andreas Giger, Vertreter Gewerkschaft Unia;

- Hansueli Scheidegger, Vertreter Gewerkschaft Unia;

- Stefan Isenschmid, Vertreter Gewerkschaft Syna.

Arbeitgebervertreter:

- e. Nationalrat Hans Rudolf Gysin, Vertreter Berufsverbande, Prasident;
- Landrat Markus Meier, Vertreter Berufsverbande (Baunebengewerbe);
- Georges Funfschilling, Vertreter Berufsverbande (Baunebengewerbe);

- Theodor Héner, Vertreter Berufsverbande (Bauhauptgewerbe).

Geschaiftsstelle:

- lic. iur. Michel Rohrer, Geschaftsfihrer;

- Patrick Breitenstein, MLaw, stv. Geschaftsfuhrer (ab 1. November 2014);

- lic. rer. pol. Manoj Thanathethu, stv. Geschéftsfiihrer (bis 31. Oktober 2014).
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3.2. Informations- und Anlaufstelle fiir Arbeithehmende

Zur Ergénzung der eigentlichen Geschéftsstelle Gbertrégt die ZAK die Fihrung der externen
Informations- und Anlaufstelle fir Arbeithehmende an den Gewerkschaftsbund Baselland
(nachstehend GBBL genannt). Der GBBL unterhélt in diesem Zusammenhang eine
professionelle Informations-/Anlaufstelle fir Arbeithnehmende, welche von Schwarzarbeit

betroffen sind.

Die externe Informations- und Anlaufstelle befindet sich in 4410 Liestal. Die Adresse lautet:
Informations- und Anlaufstelle der
Zentralen Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK
per Adresse Gewerkschaftsbund Baselland (GBBL)
Fischmarkt 13
4410 Liestal

Die externe Informations-/Anlaufstelle nimmt von Dritten Meldungen entgegen und informiert
Uber gesetzliche Vorschriften im Zusammenhang mit der Schwarzarbeit. Als externe
Anlaufstelle wirkt sie praventiv und reduziert allfillige Schwellenéngste bei meldewilligen

Personen primar auf der Arbeitnehmendenseite.

Die externe Informations-/Anlaufstelle orientiert die Geschéaftsstelle der ZAK regelmaéssig

Uber die laufenden Geschéfte, insbesondere allfallige Schwarzarbeitsverdachtsfalle.

3.3. Aufgaben und Zielsetzungen

Die Zentrale Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK, ist das offizielle Kontrollorgan im gesamten Bau-

gewerbe (Bauhaupt- und Baunebengewerbe) des Kantons Basel-Landschaft.

Sie Uberprift gezielt die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und kontrolliert
insbesondere, ob Arbeitgeber und Arbeitnehmer die massgebenden Melde-, Bewilligungs-
und Abgabepflichten in den Bereichen des Arbeits-, Sozialversicherungs-, Ausléander-,

Steuer- und Sozialhilferechts einhalten.

Im Rahmen von Baustellenkontrollen sowie zusatzlichen Abklarungen bei Spezialbehtrden,
wie Ausgleichskassen, Migrationsamt, Steuerbehérden usw. kontrolliert die ZAK die

Einhaltung der entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen.
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Die ZAK:

— stellt durch ihre permanente und professionelle Kontrolltatigkeit (Betriebs- und
Personenkontrollen auf Baustellen) die Einhaltung von gesetzlichen Bestimmungen
sicher, d.h. sie prift die Einhaltung der Melde-, Bewilligungs- oder Abgabepflichten

gemaéss Arbeits-, Sozialversicherungs-, Auslander-, Steuer- und Sozialhilferecht;

— stellt — im Sinne der Erganzung zur ZAK-Geschéftsstelle — die Einrichtung und den
Betrieb einer externen, spezifischen ZAK-Informations-/Anlaufstelle flr Arbeithehmende

sicher.

Nach der Inkraftsetzung der am 27. Januar 2015 erlassenen «Verordnung Uber die
Bekampfung der Schwarzarbeit (VSA)» per 1. Januar 2015 konnte — gestitzt auf diese
Ausfihrungsbestimmungen — die entsprechende Leistungsvereinbarung zwischen der
Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion (VGD) und der ZAK erarbeitet und am
2. Méarz 2015 unterzeichnet werden. Diese trat riickwirkend auf den 1. Januar 2014 in Kraft.
Die ZAK verfligt darin Ober quantitative und qualitative Kontrollziele. Diese wurden in der
Leistungsvereinbarung zwischen der VGD und der ZAK wie folgt festgelegt (Auszug aus der

Leistungsvereinbarung vom 2. Marz 2015):

3.4  Kontrollziele

3.4.1 Quantitative Kontrollziele

Die ZAK fihrt pro Kalenderjahr mindestens 300 Kontrollen durch, wovon mindestens 200
Betriebskontrollen sind.

3.4.2 Qualitative Kontrollziele

In qualitativer Hinsicht werden die Kontrollintensitdt und die Kontrolltdtigkeit darauf

ausgerichtet, dass:

- Einnahmeausfélle beim Staat und den Sozialversicherungen minimiert werden;

- keine Beeintrdchtigung der Leistungsanspriiche von Versicherten stattfindet;

- die Bekdmpfung der Schwarzarbeit fldchendeckend und auch zielgerichtet in jenen
Zeitfenstern erfolgt, in welchen sie hauptsdchlich anfallt;

- im Rahmen von sog. Schwerpunktpriifungen in speziell betroffenen Branchen und

Gebieten wirkungsvolle prdventive Akzente gesetzt werden.
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3.4.3 Kombination der Kontrollziele

Die ZAK legt den Mix der effektiven Kontrollen unter Berticksichtigung der Zielsetzungen [...]
aufgrund der aktuell registrierten Marktgegebenheiten und unter Beachtung eines
grosstméglichen Wirkungsgrads selbstdndig fest. Ausnahmsweise kann in begriindeten
Féllen von den quantitativen Kontrollzielen bis maximal 20% nach unten abgewichen

werden.

Bei ihren Kontrollen setzt die ZAK vor allem im qualitativen Bereich an. Es sollen nicht
moglichst viele, sondern die richtigen Kontrollen in der richtigen Qualitdt durchgefiihrt
werden. Die von der ZAK festgesteliten Verdachtsmomente sollen soweit erhartet und in
genligendem Masse belegt sein, dass den fir das anschliessende Verfahren zustandigen
Spezialbehdrden ausreichende sowie hieb- und stichfeste Unterlagen zur Verfligung stehen.
Unternehmen oder Personen sollen nicht durch die Kontrolitatigkeit der ZAK blrokratisch
«belastet» werden, ohne dass diese selbst aufgrund eines durch sie erregten und seitens

der ZAK vertieft gepruften Verdachts dazu Anlass gegeben haben.”

3.4. Kontrollaufgaben der ZAK

Die ZAK flhrt Kontrollen bei Arbeitgebenden, Arbeitnehmenden und Selbstandig-
erwerbenden sowie Auftraggebenden und Auftragnehmenden im Bauhaupt- und
Baunebengewerbe (Ausbaugewerbe) durch (§ 8 Absatz 1i.V.m. § 12 GSA).

Stellt die ZAK Schwarzarbeit fest oder hélt sie einen Verdacht flir begriindet, so leitet sie ihre
Kontrollprotokolle mit den Kontrollergebnissen umgehend an diejenigen Behorden weiter, die
fir die Verfolgung der Verstdsse sachlich zustandig sind (§ 8 Absatz 4 GSA).

Die sachlich zustandigen Behorden eréffnen ohne Zeitverzug ein Verfahren gemass ihren
eigenen gesetzlichen Regelungen und melden der ZAK umgehend das Ergebnis ihrer
Prifung (§ 8 Absatz 5 GSA).

Die ZAK leitet anschliessend die gemeldeten Ergebnisse und Verfahrensentscheide
umgehend an das KIGA weiter (§ 8 Absatz 6 GSA). Das KIGA auferlegt in der Folge eine
Busse sowie eine Gebuhr, zuzuglich der entstandenen Auslagen (§ 9 Absatz 1 GSA).
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4. Schwarzarbeitskontrollen

4.1. Vorbemerkungen

Die ZAK bezweckt die Durchfihrung von Arbeitsmarktkontrollen in der Baselbieter
Bauwirtschaft im Rahmen des Vollzugs des Bundesgesetzes Uber Massnahmen zur
Bekdmpfung der Schwarzarbeit (BGSA), der Verordnung Uber Massnahmen zur
Beké&mpfung der Schwarzarbeit (VOSA), des kantonalen Gesetzes Uber die Bekdmpfung der
Schwarzarbeit (GSA), des kantonalen Gesetzes Uber 6ffentliche Beschaffungen und der

weiteren einschlagigen kantonalen Erlasse und Verordnungen.

Die Einhaltung der massgeblichen gesetzlichen Bestimmungen, namentlich die Einhaltung
der Melde-, Bewilligungs- oder Abgabepflichten geméass Arbeits-, Sozialversicherungs-,
Auslander- und Steuerrecht usw. werden Uberprift durch spezifische Betriebskontrollen

sowie Kontrollen der auf Baustellen tatigen Personen (Personenkontrollen).

Parallel dazu findet laufend ein Screening der Stellen- und Auftragsanzeigen in den Medien
statt. Der Fokus liegt dabei auf jener Art von Anzeigen, mittels welcher Arbeitskrafte gesucht
werden und die aufgrund ihres Inhalts vermuten lassen, dass es sich nicht um eine

gesetzeskonforme Beschaftigung bzw. Anstellung handeln kénnte.

Schwarzarbeitskontrollen sind aber auch ein wesentlicher Teil der laufend erfolgenden
Baustellenkontrollen durch die Kontrollorgane der verschiedenen Gesamtarbeitsvertrage im
Bauhaupt- und im Ausbaugewerbe, insbesondere auch im Bereich der Beschaffungen der
Offentlichen Hand im Rahmen des Gesetzes Uber &ffentliche Beschaffungen. In diesem
Bereich ergibt sich eine ausserst enge Zusammenarbeit mit diesen Kontrollorganen,
wodurch gezielt Synergien ausgeschépft werden kénnen. Durch diese Kooperation kdnnen
d6konomisch ineffiziente und flr alle Beteiligten unangenehme Doppelkontrollen verhindert

bzw. eliminiert werden.

Die Kontrollen finden im Rahmen von regelmassigen Patrouillenfahrten sowie aufgrund
konkreter Verdachtsmomente statt, welche vielfach auch von Dritten gemeldet werden. Im
Weiteren werden die entsprechenden Dossiers in jenen Bereichen an die massgeblichen
Stellen weitergeleitet, in welchen die Verfehlungen festgestellt worden sind (zum Beispiel
Amt fur Migration, Steuerverwaltung, Sozialversicherungen, Arbeitslosenkasse usw.). Diese

Stellen eréffnen sodann ein Verfahren aufgrund der in ihrem Bereich festgestellten
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Verfehlungen gemass ihren eigenen Gesetzesbestimmungen. Die daraus resultierenden

Ergebnisse und Verfahrensentscheide werden an die ZAK weitergeleitet.

4.2. Verdachtsmomente auf Schwarzarbeit

Da bei den Kontrollen in der Regel mehrere Aspekte des Kontrollgegenstandes geprtift
werden (z.B. gleichzeitige Prifung der Meldepflichten geméss Sozialversicherungs-,
Auslénder- und Quellensteuerrecht), kénnen sich bei einer Betriebskontrolle oder einer

Personenkontrolle gleichzeitig mehrere Verdachtsmomente ergeben.

In diesem Zusammenhang spielt die Ricksprache zwischen den Kontrolleuren und den
Spezialbehdrden eine entscheidende Rolle. Je besser hier die Zusammenarbeit ist, desto
schneller und effizienter kann das Kontrollorgan kidren, ob die von ihr aufgenommenen

Verdachtsmomente erhartet oder entkraftet werden.

Vor diesem Hintergrund stand das Jahr 2014 auch im Zeichen der Regelung der
Zusammenarbeit mit den involvierten Behdrden mittels klaren Schnittstellenkonzepten und

entsprechenden Anpassungen der Berichts- und Formularvorlagen.

4.3. Anzahl Kontrollen im Allgemeinen

Im Jahr 2014 hat die ZAK insgesamt 418 Betriebs- und Personenkontrollen
durchgefiihrt und konnte somit die quantitative Gesamtvorgabe von mindestens 300

Kontrollen geméss Leistungsvereinbarung vom 2. Marz 2015 Ubertreffen.

Hingegen nicht erfillen konnte die ZAK die Vorgaben beziglich durchzufGhrender
Betriebskontrollen. Anstatt der vorgegebenen Anzahl von mindestens 200 Betriebskontrollen
(der 300 durchgefiihrten Kontrollen) konnte sie im Jahr 2014 nur 128 Betriebskontrollen
durchftihren. Dafur hat sie insgesamt 290 Personenkontrollen durchgefihrt.

Die ZAK hat im Jahr 2014 insgesamt 189 Betriebs- und Personenkontrollen
abgeschlossen.
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Abb. 1: Betriebs- und Personenkontrollen

@ Total durchgefiihrte Betriebs- und
Personenkontrollen

O Total abgeschlossene Betriebs- und
Personenkontrollen

TEveana

2014

Die aufgrund laufender Verfahren oder ausstehender Rulckmeldungen noch nicht
abgeschlossenen Kontrollen werden im vorliegenden Bericht nicht ausgewiesen. Damit wird
die Berichtskonformitat zur kantonalen Berichterstattung bzw. zur Bundesberichtserstattung
des SECO gewabhrt.

In die Berichte des Kantons bzw. des SECO fliessen somit lediglich abgeschlossene

Kontrollverfahren ein.

4.4. Betriebskontrollen

Als Betriebskontrollen (BK) gelten gemdss dem Staatssekretariat fur Wirtschaft
SECO Kontrollen, bei welchen die kantonalen Kontrollorgane innerhalb eines Betriebs die
Einhaltung der Melde- und Bewilligungspflichten geméss Sozialversicherungs-, Auslander-
und Quellensteuerrecht prifen. Der Begriff des Betriebs lehnt sich an den Begriff der
Arbeitsstatte an, welcher bei der Betriebszahlung des Bundesamtes flr Statistik (BFS) die

Erhebungseinheit bildet.
Als Arbeitsstatte gilt geméasse SECO eine «drtlich abgegrenzte Einheit einer institutionellen

Einheit, in der eine wirtschaftliche Tétigkeit ausgelbt wird». Unter einer institutionellen

Einheit ist die «kleinste juristisch selbstdndige Einheit» zu verstehen. Die Begriffe der
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Arbeitsstatte und des Betriebs werden in diesem Bericht als Synonyme verwendet.

Selbstandigerwerbende fuhren ebenfalls einen Betrieb im Sinne der vorliegenden Definition.

Im Rahmen dieser Betriebskontrollen hat die ZAK im Jahr 2014 insgesamt 128

Betriebskontrollen durchgefiihrt und 42 Betriebskontrollen abgeschlossen.

Abb. 2: Betriebskontrollen

@ Total durchgefiihrte
Betriebskontrollen

Total abgeschlossene
Betriebskontrollen

Dabei hat die ZAK bei insgesamt 19 Betrieben vermutete Verstdésse gegen Melde- und
Bewilligungs- oder Abgabepflichten gemdass Sozialversicherungs-, Auslander- oder
Steuerrecht festgestelit. Die Verdachtsquote liegt damit bei rund 45%. Dies bedeutet, dass
bei rund 45% der kontrollierten Betriebe ein Verdacht hinsichtlich Verletzung von Melde-,
Bewilligungs- und/oder Abgabepflichten besteht. Wenn dieser Verdacht in jedem Fall

bestétigt wird, so lasst beinahe jeder zweite kontrollierte Betrieb «schwarz» arbeiten.
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Abb. 3: Vermutete Verstosse bei Betriebskontrollen

Verstosse gegen
Sozialversicherungs-,
Auslander- und Steuerrecht
vermutet

[ Keine Verstosse vermutet

4.5. Personenkontrollen

Die Anzahl Personenkontrollen (PK) bezieht sich gemass SECO auf die tatséchlich
kontrollierten Arbeitsverhaltnisse. Wird in einem grossen Betrieb die gesamte Belegschaft
kontrolliert, z&hlt jede einzelne Prifung eines Arbeitsverhiltnisses als eine

Personenkontrolle.

Im Rahmen der Personenkontrollen hat die ZAK im Jahr 2014 insgesamt 290

Personenkontrollen durchgefiihrt und 147 Personenkontrollen abgeschlossen.

Abb. 4: Personenkontrollen

@ Total durchgefiihrte
Personenkontrollen

H Total abgeschlossene
Personenkontrollen

2014
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Dabei hat die ZAK bei 47 Personen vermutete Verstdésse im Zusammenhang mit dem
Sozialversicherungsrecht und den Meldepflichten geméss Quellensteuerrecht sowie bei 17
Personen vermutete Verstdsse gegen Melde- und Bewilligungspflichten im Auslénderecht
festgestellt. Auch hier liegt die Verdachtsquote bei rund 45%. Dies bedeutet, dass bei rund
45% der kontrollierten Personen ein Verdacht hinsichtlich Verletzung von Melde- und/oder
Bewilligungspflichten besteht. Wenn dieser Verdacht in jedem Fall bestatigt wird, so arbeitet

fast jede zweite, kontrollierte Person «schwarz».

Abb. 5: Vermutete Verstosse bei Personenkontrollen

£ Vermutete Verstdsse
gegen
Sozialversicherungsrecht
und Quellensteuerrecht

@ Vermutete Verstosse
gegen Auslanderrecht

56%

O Keine Verstosse vermutet

4.6. Anmerkung zu den Leistungszielen und der statistischen Erhebung

Das erste Jahr nach Inkrafttreten der neuen gesetzlichen Bestimmungen hat gezeigt, dass
die Zielsetzung von 300 durchgefiihrten Kontrollen und davon mindestens 200
durchgefiihrten Betriebskontrollen fir die Schwarzarbeitsbekdmpfung nicht zielflihrend ist.

Geht man von Betrieben aus, welche in der Regel durchschnittlich drei Personen auf einer
Baustelle einsetzen und das Kontrollorgan vor Ort drei Personenkontrollen pro Betrieb
durchfiihrt, resultiert daraus ein Ubergewicht an Personenkontrollen. Bei einem
vorausgesetzten Ziel von mindestens 200 Betriebskontrollen pro Jahr, resultieren nach
einem Jahr rund 600 Personenkontrollen. Um dieser Diskrepanz entgegenzuwirken, musste
das Kontrollorgan gezielt weniger Personen und dafiir vermehrt Betriebe kontrollieren. Da
die Erfahrung aber gezeigt hat, dass das Kontrollieren von mehreren Personen eines
Betriebes sinnvoll ist (u.a. Vergleichbarkeit der Aussagen, Beweiskraft, Umfang des
Verstosses), sind die jetzigen Vorgaben nicht zielfihrend fur den Leistungsauftrag und
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gehen zu Lasten der Qualitdt. Weiter muss bezlglich Reporting angemerkt werden, dass
jeder Betrieb und dessen eingesetzte Personen vom Kontrollorgan (u.a. aus Beweisgriinden)
mehrfach kontrolliert werden missen. Unabhéangig davon wird bei einem abgeschlossenen
Entscheid in jedem Fall der Betrieb oder die Person nur einfach gezahit. Wird bei den in der
Statistik ausgewiesenen, durchgefiihrten Kontrollen somit berlcksichtigt, dass flr jede
abgeschlossene Kontrolle jede Baustelle mindestens zwei- bis dreimal angefahren wird,
zeigt sich aufgrund dieser geleisteten Einzelkontrollen der vom Kontrollorgan effektiv
betriebene Kontrollaufwand. Die Anzahl Einzelkontrollen liegt somit mindestens beim Zwei-

bis Dreifachen der statistisch ausgewiesenen, durchgefihrten Kontrollen.

4.7. Rickmeldungen

Uber die Entwicklung der Ruckmeldungen der Spezialbehdrden Uber rechtskraftige
Sanktionen und Verwaltungsmassnahmen sowie Uber informelle Verwaltungshandiungen
kann aktuell noch keine Aussage gemacht werden. Dies ist einerseits darauf zurlickzufiihren,
dass die Spezialbehérden ihre eigenen internen Prozessablaufe noch nicht auf die neue
(GSA-)Gesetzgebung umgestellt haben und andererseits die Rickmeldungen teilweise nicht
via ZAK, sondern direkt ans KIGA erfolgen.

Bereits heute ist festzuhalten, dass der Erfolg der Schwarzarbeitsbekdmpfung massgeblich
von der Zusammenarbeit aller Beteiligten, insbesondere auch der Spezialbehdrden abhangt.
Dafur missen Betroffene zu Beteiligten gemacht werden, Kommunikationskanéle moglichst
direkt, kurz und einfach ausgestaltet werden und damit direkte Kontaktpersonen und deren
Erreichbarkeiten gewahrleistet sein. Die Zustandigkeiten und Ansprechpersonen muissen
geklart sein, um einen reibungslosen und gegenseitigen Informationsaustausch zu
gewahrleisten. Nebst der Ausarbeitung von Prozess- und Schnittstellenkonzepten und
standardisierten Ubermittlungsformularen mit den betroffenen Spezialbehdrden ist die
Implementierung eines kontinuierlichen Verbesserungsprozesses (Informationsaustausch,
Sitzungen, Feedbackkultur, etc.) ebenso wichtig. Die ZAK wird sich fir diese Umsetzung
weiterhin mit voller Kraft einsetzen. Nur unter Berlcksichtigung all dieser Faktoren lasst sich
Schwarzarbeit im Baugewerbe Basel-Landschaft gemeinsam effektiv und effizient
bekampfen.
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5. Beratungen der externen Informations- und Anlaufstelle

Die kostenlose telefonische und/oder persdnliche (Rechts-)Beratung in arbeits- und
sozialversicherungsrechtlichen Fragestellungen im Zusammenhang mit der Schwarzarbeit ist
eine zentrale Dienstleistung der externen Informations- und Anlaufstelle fir Arbeitnehmende.
Die ratsuchenden Arbeitnehmenden erhalten auf diesem Weg sofortige und professionelle

Hilfe im Zusammenhang mit méglicher Schwarzarbeit.

In der Berichtsperiode wurden Anfragen im Zusammenhang mit AHV- und BVG-
Abrechnungen, mit UVG-Nachweisen, mit korrekter Entschadigung im Zwischenverdienst bei
teilweiser Arbeitslosigkeit sowie mit der Quellensteuerabrechnung und Aufenthalts- und
Arbeitsbewilligungen beantwortet.

Insgesamt wurden 232 Anfragen bearbeitet und beantwortet und hierfir 398.75 Stunden

aufgewendet.

6. Jahresrechnung und Bilanz 2014

Die Revisionsstelle BDO AG hat die Jahresrechnung der ZAK, bestehend aus Bilanz und
Erfolgsrechnung, flr das am 31. Dezember 2014 abgeschlossene Geschéftsjahr geprift
(Durchfihrung einer sog. ordentlichen Revision, im Gegensatz zu einer sog.
eingeschrankten Revision). Nach Beurteilung der BDO AG entspricht die Jahresrechnung

den gesetzlichen Bestimmungen und den Statuten und wird zur Genehmigung empfohlen.

Seit 14. Februar 2014, d.h. mit Inkrafttreten des neuen GSA, kann die ZAK direkt mit den
involvierten Spezialbehdrden in Kontakt treten und Abklarungen Gber Zivilstand,
Beschaftigungsverhaltnis oder Meldepflicht durchfiihren. Diese erweiterte Kompetenz der
ZAK hat bei ihr gegenuber vorher einen Mehraufwand finanzieller und personeller Art
generiert, jedoch wird auch gleichzeitig mehr Effektivitit in der Bekadmpfung von
Schwarzarbeit gewahrleistet. Die mit dem neuen GSA geschaffene Vollfinanzierung erlaubt

der ZAK, einen flachendeckenden und nachhaltigen Vollzug des GSA zu gewaéhrleisten.

Aufgrund der neuen Vollfinanzierung durch den Kanton weist das Rechnungsjahr 2014 ein

positives Jahresergebnis von CHF 22°002.57 aus.
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7. Bericht der Revisionsstelle

Die Jahresrechnung 2014 ist von der Revisionsstelle BDO AG im Rahmen einer ordentlichen
Revision geprift worden. Aufgrund der Prufungsergebnisse empfiehlt die BDO AG die

Genehmigung der vorliegenden Bilanz und Jahresrechnung.

Der Bericht der Revisionsstelle BDO AG enthélt auch die Bilanz und Erfolgsrechnung. Er
bildet Bestandteil des Anhangs zu diesem Bericht.

8. Gesamtbeurteilung und Ausblick

Das Berichtsjahr war gepragt von der Einfilhrung des neuen Gesetzes Uber die Bekampfung
der Schwarzarbeit (GSA). In diesem Zusammenhang fand ein intensiver Austausch vor allem
mit den Beteiligten des Kantons (KIGA) statt. Im Vordergrund standen einerseits das Projekt
betreffend die neuen Berichts- und Meldevorlagen zur Umsetzung der Gesetzesrevision und
andererseits das Projekt betreffend die neuen Schnittstellenkonzepte zwischen dem

Kontrollorgan ZAK und den in die Schwarzarbeitsbekdmpfung involvierten Behdrden.

Wichtige Schwerpunkte bildeten im vergangenen Geschéftsjahr auch die Schulung und
Weiterbildung der Mitarbeitenden der ZAK. Gemeinsam mit dem KIGA wurden diesbezlglich

verschiedene Informations- und Schulungsveranstaltungen erfolgreich durchgefihrt.

Wie der vorliegende Geschaftsbericht darlegt, konnten diese Aufbauarbeiten im Berichtsjahr

2014 erfolgreich geleistet und in den operativen Betrieb implementiert werden.

Ausblickend kann festgehalten werden, dass es sich im kommenden Jahr 2015 zeigen wird,
ob die verschiedenen involvierten Kontroll- und Behdérdenstellen ihre Schnittstellenfunktion
effektiv und ergebnisorientiert erfillen. Zudem wird die ZAK zu einem grossen Teil auch mit
Fallen aus dem Geschéftsjahr 2014 beschaftigt sein, welche aufgrund der daneben
angefallenen und geschilderten Mehraufwédnden im entsprechenden Jahr noch nicht

abgeschlossen werden konnten.

Seit Einflhrung des Gesetzes (ber die Bekdmpfung der Schwarzarbeit ist dieser
Geschaftsbericht der erste seiner Art, weshalb noch keine Vergleichsmoglichkeiten zu

Schwarzarbeitskontrollen friiherer Jahre bestehen.
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Eine entsprechende Gegenlberstellung der Entwicklung und Wirkung der
Schwarzarbeitskontrollen, welche gestitzt auf die neueste GSA-Gesetzgebung erbracht
werden, folgt somit im Geschaftsbericht des Jahres 2015.

Liestal, 7. September 2015 Der Geschéftsfihrer: Patrick Breitenstein, Jurist MLaw

Anhang: Bericht der Revisionsstelle zur Jahresrechnung 2014
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BERICHT DER REVISIONSSTELLE
An die Mitgliederversammlung der Zentrale Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK, Liestal

Bericht der Revisionsstelle zur Jahresrechnung

Als Revisionsstelle haben wir die beiliegende Jahresrechnung der Zentrale Arbeitsmarkt-Kontrolle,
ZAK bestehend aus Bilanz, Erfolgsrechnung und Anhang fiir das am 31. Dezember 2014 abgeschlos-
sene Geschaftsjahr gepriift.

Verantwortung des Vorstandes

Der Vorstand ist fiir die Aufstellung der Jahresrechnung in Ubereinstimmung mit den gesetzlichen
Varschriften und den Statuten verantwortlich. Diese Verantwortung beinhaltet die Ausgestaltung,
Implementierung und Aufrechterhaltung eines internen Kontrollsystems mit Bezug auf die Aufstel-
lung einer Jahresrechnung, die frei von wesentlichen falschen Angaben als Folge von Verstdssen
oder Irrtiimern ist. Dariiber hinaus ist der Vorstand fiir die Auswahl und die Anwendung sachgemas-
ser Rechnungslegungsmethoden sowie die Vornahme angemessener Schatzungen verantwortlich.

Verantwortung der Revisionsstelle

Unsere Verantwortung ist es, aufgrund unserer Priifung ein Priifungsurteil iiber die Jahresrechnung
abzugeben. Wir haben unsere Priifung in Ubereinstimmung mit dem schweizerischen Gesetz und den
Schweizer Priifungsstandards vorgenommen. Nach diesen Standards haben wir die Priifung so zu pla-
nen und durchzufiihren, dass wir hinreichende Sicherheit gewinnen, ob die Jahresrechnung frei von
wesentlichen falschen Angaben ist.

Eine Priifung beinhaltet die Durchflihrung von Priifungshandlungen zur Erlangung von Priifungsnach-
weisen fiir die in der Jahresrechnung enthaltenen Wertansatze und sonstigen Angaben. Die Auswahl
der Priifungshandlungen liegt im pflichtgemassen Ermessen des Priifers. Dies schliesst eine Beurtei-
lung der Risiken wesentlicher falscher Angaben in der Jahresrechnung als Folge von Verstossen oder
Irrtimern ein. Bei der Beurteilung dieser Risiken beriicksichtigt der Priifer das interne Kontrollsys-
tem, soweit es fir die Aufstellung der Jahresrechnung von Bedeutung ist, um die den Umstanden
entsprechenden Priifungshandlungen festzulegen, nicht aber um ein Prifungsurteil Uber die Wirk-
samkeit des internen Kontrollsystems abzugeben. Die Priifung umfasst zudem die Beurteilung der
Angemessenheit der angewandten Rechnungslegungsmethoden, der Plausibilitat der vorgenomme-
nen Schatzungen sowie eine Wiirdigung der Gesamtdarstellung der Jahresrechnung. Wir sind der
Auffassung, dass die von uns erlangten Priifungsnachweise eine ausreichende und angemessene
Grundlage fir unser Priifungsurteil bilden.

Priifungsurteil

Nach unserer Beurteilung entspricht die Jahresrechnung fiir das am 31. Dezember 2014 abgeschlos-
sene Geschaftsjahr dem schweizerischen Gesetz und den Statuten.

BDO AG, mit Hauptsitz in Ziirich, ist die unabhingige, rechtlich selbststindige Schweizer Mitgliedsfirma des internationalen BDO Netzwerkes.
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Berichterstattung aufgrund weiterer gesetzlicher Vorschriften

Wir bestatigen, dass wir die gesetzlichen Anforderungen an die Zulassung gemadss Revisionsaufsichts-
gesetz (RAG) und die Unabhangigkeit (Art. 728 OR) erfiillen und keine mit unserer Unabhangigkeit
nicht vereinbaren Sachverhalte vorliegen.

Nach unserer Beurteilung entspricht das interne Kontrollsystem nicht dem schweizerischen Gesetz,
weshalb wir die Existenz des internen Kontrollsystems fur die Aufstellung der Jahresrechnung nicht
bestatigen kdnnen.

Wir empfehlen, die vorliegende Jahresrechnung zu genehmigen.

Zirich, 23. Juni 2015

BDO AG
PRy q W
/Eva Maranta ppa. Stefan Keller
Leitende Revisorin
Zugelassene Revisionsexpertin Zugelassener Revisionsexperte
Beilage

Jahresrechnung



Zentrale Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK, Liestal

Bilanz

Aktiven

Fliissige Mittel
Debitoren
Verrechnungssteuer

Aktive Rechnungsabgrenzung

Total Aktiven

Passiven
Kreditoren

Passive Rechnungsabgrenzung

Riickstellung Offentlichkeitsarbeit / Pravention

Vereinskapital
Vortrag 1.1.
Jahresergebnis

Total Passiven

Seite 1

31.12.2014
CHF

463'419,31

170'335.05

24,98

50'350.00

684'129.34

607'487.50

10'000.00

40'000.00

4639.27

22'002.57
26'641.84

684'129.34
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Erfolgsrechnung

Ertrag
Beitrag Kanton
Kostenbeitrage an Vollzug

Mitgliederbeitrage
Finanzertrag

Ertrag

Aufwand
Schwarzarbeitskontrollen
Weiterbildung -

Raumaufwand

Infrastruktur (Arbeitsplatzaufwand)
Spezial-Software

Fahrzeuge

Kopien, Porti, Telefon

Aufwand aus Vollzug GSA

Leitungsaufwand und Rechtsdienst
Raumaufwand

Infrastruktur (Arbeitsplatzaufwand)
Fahrzeuge

Buromaterial, Drucksachen

Porti, Telefon

Vorstand, Mitgliederversammlungen
Revisionsstelle (ordentliche Revision)
Geschiftsstelle

Offentlichkeitsarbeit / Privention
Externe Informations-/Anlaufstelle
Beratungen und Offentlichkeitsarbeit

Finanzaufwand

Aufwand

Jahresergebnis

Seite 2

2014
CHF

650'000.00
650'000.00

4'000.00

71.37

654'071.37

320'945.30
3'348.00
12'521.85
21'656.15
18'277.90
8'674.25
7'622.05
393'045.50

80236.30
3'130.45
5'414.05
2'168.55

977.35
928.15

14'103.70

13'309.60

120°268.15

43'660.35
75'000.00
118'660.35

94.80
632°068.80

22°002.57
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Anhang

Verzicht auf die Darstellung der Vorjahreszahlen:

Aufgrund der Erstellung der Jahresrechnung, konkret aufgrund der Neuaufstellung mit
Strukturanderung beziglich des Kontorahmens der Buchhaltung inklusive Neugliederung
nach Produktegruppen ist die Vergleichbarkeit mit den Vorjahreszahlen nicht gegeben.
Aus diesem Grund wird auf den Ausweis der Vorjahreszahlen verzichtet.



! AK f Kanton Basel-Landschaft

Zentrale Arbeitsmarkt-Kontrolle

Leistungsvereinbarung

(gemass § 12 des Gesetzes Uber die Bekampfung der Schwarzarbeit, GSA)
zwischen dem

Kanton Basel-Landschaft,
vertreten durch die Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion
Bahnhofstrasse 5, 4410 Liestal
(nachfolgend Kanton genannt)

und der

Zentralen Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK
Grammetstrasse 16, 4410 Liestal
(nachfolgend ZAK genannt)

uber den Vollzug

des Bundesgesetzes iiber Massnahmen zur Bekampfung der Schwarzarbeit (BGSA),
der Bundesverordnung gegen die Schwarzarbeit (VOSA);
des kantonalen Gesetzes iiber die Bekampfung der Schwarzarbeit (GSA) und
der kantonalen Verordnung lber die Bekampfung der Schwarzarbeit (VSA)

im Baugewerbe

In der Absicht, im gesamten Baugewerbe des Kantons Basel-Landschaft, die Bekamp-
fung der Schwarzarbeit mdglichst effizient umzusetzen und die Kontrolltatigkeit im Sin-
ne des gesetzlichen Auftrags bedarfsgerecht und wirkungsvoll durchzufihren, wird
Nachstehendes vereinbart:



2.

Rechtsgrundlagen

Art. 4 ff. des Bundesgesetzes vom 17. Juni 2005 Uber Massnahmen zur Bek&dmp-
fung der Schwarzarbeit (Bundesgesetz gegen die Schwarzarbeit, BGSA,
SR 822.41);

Art. 2 Abs. 4 und Art. 3 Abs. 1 der Bundesverordnung vom 6. September 2006
Uber Massnahmen zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit (Verordnung gegen die
Schwarzarbeit, VOSA, SR 822.411);

§ 12 des kantonalen Gesetzes vom 12. Dezember 2013 Uber die Bekdmpfung
der Schwarzarbeit (GSA, SGS 814).

Zweck

Diese Vereinbarung regelt:

3.

den Rahmen fir die Zusammenarbeit des Kantons bzw. des KIGA Baselland als
Fachstelle Schwarzarbeit mit der ZAK betreffend die durch die ZAK vorzuneh-
mende Kontrolltatigkeit;

die Modalitdten der regelmassigen summarischen Berichterstattung Uber die
Kontrolltatigkeit seitens der ZAK an die Tripartite Kommission Flankierende Mas-
snahmen (TPK);

die Modalitaten der jahrlichen Berichterstattung tber die Kontrolltatigkeit seitens
der ZAK an den Regierungsrat zu Handen des Landrates;

die Modalitaten der jahrlichen Berichterstattung tber die Kontrolltatigkeit seitens
der ZAK an das Staatssekretariat fir Wirtschaft (SECO);

die Modalitaten der finanziellen Abgeltung der Kontrolltatigkeit seitens der ZAK
durch den Kanton.

Kontrollen

3.1. Kontrollgegenstand

Die ZAK fuhrt im Rahmen des persdnlichen Geltungsbereiches der kantonalen Ge-
setzgebung Personen- und Betriebskontrollen durch.

Die Kontrolltatigkeit der ZAK umfasst das Bauhaupt- und Baunebengewerbe.

Das Bauhauptgewerbe beinhaltet folgende Branchen:

Bauhauptgewerbe
Betonwaren-Industrie
Betontrenngewerbe
Geleisebau

Das Baunebengewerbe beinhaltet folgende Branchen:

Gipsergewerbe
Malergewerbe
Metallgewerbe
Schreinergewerbe
Elektro-Installationsgewerbe



- Dach- und Wandgewerbe

- Gebaudetechnikbranche

- Isoliergewerbe

- Plattenlegergewerbe

- Gartnergewerbe

- Bodenlegergewerbe

- Gertstbau

- Architekten- und Ingenieure
- Decken- und Innenausbausysteme
- Holzbaugewerbe

- Marmor- und Granitgewerbe

Das Vorgehen bei Kontrollen gemass Gesetz und Verordnung hat das zustandige
Kontrollorgan in einem Reglement zu definieren.

3.2. Kontrollschwerpunkte

Die ZAK legt die Schwerpunkte bei der Bekampfung der Schwarzarbeit innerhalb der
von ihr kontrollierten Branchen gemass der Strategie des Kantons (§ 6 GSA) und der
von der TPK bezeichneten Risikobranchen (§ 5 Abs. 2 lit. a GSA) fest.

3.3 Kontrollziele
3.3.1 Quantitative Kontrollziele

Die ZAK fuhrt pro Kalenderjahr mindestens 300 Kontrollen durch, wovon mindestens
200 Betriebskontrollen sind.

3.3.2Qualitative Kontrollziele

In qualitativer Hinsicht werden die Kontrollintensitat und die Kontrolltatigkeit darauf
ausgerichtet, dass:

- Einnahmeausfalle beim Staat und den Sozialversicherungen minimiert werden;
- keine Beeintrachtigung der Leistungsanspriche von Versicherten stattfindet;

- die Bekdmpfung der Schwarzarbeit flachendeckend und auch zielgerichtet in je-
nen Zeitfenstern erfolgt, in welchen sie hauptséchlich anfallt;

- im Rahmen von sog. Schwerpunktprifungen in speziell betroffenen Branchen
und Gebieten wirkungsvolle praventive Akzente gesetzt werden.

3.3.3 Kombination der Kontroliziele

Die ZAK legt den Mix der effektiven Kontrollen unter Berlicksichtigung der Zielsetzun-
gen gemass den Ziffern 3.3.1 und 3.3.2 aufgrund der aktuell registrierten Marktgege-
benheiten und unter Beachtung eines grésstmdglichen Wirkungsgrads selbstandig
fest. Ausnahmsweise kann in begriindeten Fallen von den quantitativen Kontrollzielen
bis maximal 20% nach unten abgewichen werden.



4. Kommunikation
4.1. Pravention

In Erganzung zu den Kontrollmassnahmen kann die ZAK im Bauhaupt- und Bau-
nebengewerbe auch praventiv tatig sein, indem sie spezifisch sensibilisiert und infor-
miert.

4.2. Information der Offentlichkeit

Mindestens einmal jahrlich flhren die ZAK und das KIGA Baselland eine gemeinsame
Information gegentber der Offentlichkeit durch.

4.3. Informationen von Dritten

Die ZAK schafft die Voraussetzungen, dass Dritte Meldungen hinsichtlich der Wahr-
nehmung von vermuteter Schwarzarbeit im Bereich der relevanten Zielgruppen zeitge-
recht Gbermitteln kénnen.

5. Berichterstattung
5.1. Berichterstattung an die TPK
Die ZAK berichtet regelmassig summarisch an die TPK Uber ihre Tatigkeit.

Die Berichterstattung erfolgt mindestens einmal jahrlich in schriftlicher Form, im Ubri-
gen anlasslich von Sitzungen der TPK.

Feststellungen von grosser Tragweite meldet sie schriftlich und umgehend dem Prési-
denten oder der Geschaftsstelle der TPK.

5.2. Berichterstattung an den Regierungsrat

Die ZAK berichtet einmal jahrlich auf Ende des ersten Quartals des Folgejahres in
schriftlicher Form an den Regierungsrat zu Handen des Landrates Uber ihre Tatigkeit.
Dieser Bericht umfasst einerseits den summarischen Bericht an die TPK sowie eine
Kopie der revidierten Jahresrechnung (Bilanz und Erfolgsrechnung).

Die ZAK informiert die Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion laufend Gber
Rechtsstreitigkeiten und Gerichtsurteile, welche das Handeln der ZAK als mandatier-
tes Kontrollorgan zum Gegenstand haben.

5.3. Berichterstattung an das SECO

Die ZAK bringt die vom SECO verlangte periodische schriftliche Berichterstattung in
ihrem Zustandigkeitsbereich termingerecht, d.h. bis Mitte Januar des Folgejahres, bei.
Die Berichterstattung erfolgt geméss den ,Erlauterungen zum Berichterstattungsformu-
lar BGSA" des SECO.



6. Schweigepflicht und Datenschutz

Die an der Umsetzung dieser Vereinbarung beteiligten Personen sind beziiglich aller
Feststellungen, die sie in Ausilbung ihrer Kontrolltatigkeit machen, zur Verschwiegen-
heit verpflichtet.

Zudem gelten die einschligigen datenschutzrechtlichen Bestimmungen.

7. Entschadigung

Die Tétigkeiten der ZAK im Rahmen dieser Vereinbarung werden mit einer jahrlichen
Pauschalverglitung von CHF 650000.-- (in Worten: sechshundertflinfzigtausend
Schweizer Franken) abgegolten. Darin enthalten sind auch allféllige Entschadigungen
an Expertinnen und Experten (§ 8 Abs. 3 GSA).

Die ZAK stellt dem Kanton quartalsweise Rechnung Uber einen Betrag von
CHF 162'500.--. Die Zahlung seitens des Kantons erfolgt innerhalb von 30 Tagen nach
Rechnungsstellung.

8. Dauer der Vereinbarung

Diese Vereinbarung tritt rickwirkend auf den 1. Januar 2014 in Kraft und dauert bis
zum 31. Dezember 2016.

9. Ausfertigung
Diese Vereinbarung wird in vier gleichlautenden Originalen ausgefertigt.

Bgsel-Landschaft: Fir die Zentrale

Liestal, den Ql\/(@a% ?Q7§ Liestal, den 9 {Z&':S? Zﬂg
/ Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK:

Kant
il

Der Vorsteher der Volkswirtschafts- Der Prasident
und Gesundheitsdirektion

-

Regierungsrat Thomas Weber e.Nationalrat Hans Rudolf Gysin
m
Der Vizeprésident

Daniel Munger




Berechnung Beitragskirzung ZAK 2014

Gefordert Als abgeschlossen
erbracht von ZAK
Kontrollen total 300 / 240* 181 (142 P + 39 B)
(Personenkontrollen [P] und
Betriebskontrollen [B] insgesamt)
Erfullungsgrad Kontrolltotal 60.3 / 75.4%*
Betriebskontrollen [B] 200/ 160* 39

(Anteil an Kontrollen total)

(= 2/3 oder 66.7%)

Erfullungsgrad Betriebskontrollen [B]

19.5/24.4 %*

Anteilige Betriebskontrollen bei
einem Gesamterfillungsgrad von
75.4 % wie realisiert

151 /121~

39

Erflllungsgrad Betriebskontrollen
anteilig bei einem
Gesamterflllungsgrad von 75.4%
wie realisiert

25.8 / 32.2%*

Berechnung

Rechnerischer Vergltungsanspruch
aufgrund der realisierten
Totalkontrollen, wenn die
Betriebskontrollen anteilig erfullt
waren [= mindestens 121]

650000.- x 75.4%

490100.-

Davon durch die Betriebskontrollen
rechnerisch begrindeter Anteil

490'100.- x 2/3

326'733.-

Reduktion des Gesamtanspruchs
infolge des Erflllungsgrads der
Betriebskontrollen

326'733.- X 67.8%
(100 — 32.2 = 67.8)

221'525.-

Anspruch insgesamt

490100.- ./.
221'525.-

268'575.-

* unter Berlicksichtigung der ausnahmsweisen besonderen Umsténde-Abweichungsklausel

von 20%

= Kiirzung CHF 380000.- (650‘000.- ./. 270‘000.-).




	Impressum
	Vorlage
	Landratsbeschluss (Entwurf)
	Geschäftsbericht ZAK 2014
	Leistungsvereinbarung 2014-2016 zwischen dem Kanton Basel-Landschaft und der Zentralen Arbeitsmarkt-Kontrolle, ZAK vom 2. März 2015
	Berechnung Beitragskürzung ZAK 2014

